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(7) Die Anmeldungsunterlagen und die Zusammenfassung 
dürfen im Text keine bildlichen Darstellungen enthalten. Aus­
genommen sind chemische und mathematische Formeln sowie 
Tabellen. Phantasiebezeichnungen, Warenzeichen oder andere 
Bezeichnungen, die zur eindeutigen Angabe der Beschaffen­
heit eine» Gegenstandes nicht geeignet sind, dürfen nicht ver­
wendet werden. Kann eine Angabe ausnahmsweise nur durch 
Verwendung eines Warenzeichens eindeutig bezeichnet wer­
den, so ist die Bezeichnung als Warenzeichen kenntlich zu 
machen.

(8) Maß- und Gewichtseinheiten sind in Einheiten des in­
ternationalen Maß- und Gewichtssystems anzugeben.

(9) Technische Begriffe und Bezeichnungen sowie Bezugs­
zeichen sind in der gesamten Anmeldung einheitlich zu ver­
wenden, sofern nicht die Verwendung verschiedener Aus­
drücke sachdienlich ist.

(10) Werden die Anmeldungsunterlagen im Laufe des Ver­
fahrens geändert, so hat der Anmelder, sofern die Änderun­
gen nicht vom Patentamt vorgeschlagen sind, im einzelnen 
anzugeben, an welcher Stelle die in den neuen Unterlagen 
beschriebenen Erfindungsmerkmale in den ursprünglichen Un­
terlagen offenbart sind. Auf Verlangen des Patentamtes sind 
solche fehlenden Angaben nachzuholen und Reinschriften, die 
die Änderungen berücksichtigen, einzureichen. Neue Teile der 
Unterlagen sind jeweils auf gesonderten Blättern vorzulegen.

§ 8

Prioritätserklärung

(1) Die Prioritätserklärung zur Inanspruchnahme der Prio­
rität einer ausländischen Voranmeldung muß innerhalb einer 
Frist von 2 Monaten von dem Tag an, der dem Tag der An­
meldung folgt, eingereicht werden und folgende Angaben ent­
halten: das Datum der Anmeldung,.auf das sich die Erklärung 
bezieht, den Staat, in dem diese Anmeldung getätigt wurde, 
sowie das Aktenzeichen der früheren Anmeldung, sofern es 
zum Zeitpunkt der Anmeldung bekannt ist. Für die Inan­
spruchnahme einer Priorität aufgrund einer Zurschaustellung 
der Erfindung auf einer Ausstellung sind die Bezeichnung der 
Ausstellung, der Ausstellungsort und der Staat sowie das Da­
tum der Zurschaustellung anzugeben. Ist das Aktenzeichen 
zum Zeitpunkt der Anmeldung nicht bekannt, dann ist es auf 
Anforderung des Patentamtes nachzureichen, sobald das mög­
lich ist.

(2) Stimmt der Anmelder der Nachanmeldung mit dem der 
Erstanmeldung nicht überein, so hat der Anmelder innerhalb 
einer vom Patentamt gesetzten Frist den Nachweis zu er­
bringen, daß das Prioritätsrecht innerhalb der Prioritätsfrist 
von 12 Monaten vom Anmelder der Erstanmeldung auf den 
Anmelder der Nachanmeldung Überträgen worden ist.

(3) Werden für eine Anmeldung mehrere Prioritäten oder 
Teilprioritäten in Anspruch genommen, so ist auf Anforde­
rung des Patentamtes eine Erklärung darüber abzugeben,, 
welche Ansprüche welchen Prioritäten oder Teilprioritäten 
zuzuordnen sind.

(4) Das Patentamt kann den Anmelder auffordern, eine 
Übersetzung des Prioritätsbeleges und der dazugehörigen An­
lagen einzureichen, deren Richtigkeit von einem offiziell an­
erkannten Dolmetscher bescheinigt sein muß.

(5) Die Erklärung über die Inanspruchnahme einer inlän­
dischen Priorität ist mit der Anmeldung einzureichen. Sie ist 
unwirksam, wenn nicht zugleich die Zurückziehung der An­
meldung beantragt wird, deren Priorität in Anspruch ge­
nommen wird, es sei denn, diese ist geteilt oder getrennt wor­
den. Die Prioritätserklärung muß das Aktenzeichen und den 
Tag der Anmeldung enthalten, deren Priorität in Anspruch 
genommen wird.

§9

Übergangs- und Schlußbestimmungen

(1) Diese Anordnung tritt mit ihrer Veröffentlichung in 
Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Anordnung vom 20. Mai 1986 über 
die Erfordernisse für die Ausarbeitung und Einreichung von 
Patentanmeldungen (GBl. I Nr. 21 S. 320) außer Kraft.

Berlin, den 27. Juli 1990

Der Präsident des Patentamtes 
der Deutschen Demokratischen Republik

Prof. Dr. H e m m e r l i n g

Anordnung 
über die Aufhebung von Rechtsvorschriften 

auf dem Gebiet der Außenwirtschaft
vom 3. August 1990

§ 1

Die in der Anlage zu dieser Anordnung aufgeführten 
Rechtsvorschriften sind mit Inkrafttreten des Vertrages über 
die Schaffung einer Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion 
zwischen der DDR und der BRD gegenstandslos geworden und 
werden hiermit aufgehoben.

§ 2

Diese Anordnung tritt mit Wirkung vom 1. Juli 1990 in 
Kraft.

Berlin, den 3. August 1990

Der Minister für Wirtschaft
Dr. P o h l

Anlage

zu vorstehender Anordnung

1. Anordnung vom 29. November 1979 über die gesellschaft­
liche Verantwortung, die Vollmachten und Pflichten des 
Hauptbuchhalters in den volkseigenen Außenhandelsbe­
trieben — Hauptbuchhalteranordnung Außenhandel —

2. Anordnung vom 29. Dezember 1982 über die Finanzie­
rungsrichtlinie für die Außenhandelsbetriebe*,

3. Anordnung Nr. 3 vom 10. September 1987 über die Finan­
zierungs-Richtlinie für die Außenhandelsbetriebe*,

4. Anordnung Nr. 4 vom 30. März 1989 über die Finanzie­
rungs-Richtlinie für die Außenhandelsbetriebe*,

5. Anordnung vom 2. Juni 1987 über Rechnungsführung und 
Statistik im Außenhandel*,

6. Anordnung vom 4. Dezember 1987 über die Bildung von 
oder die Beteiligung an internationalen Konsortien*,


